
schaftlichen Organisationen ist fester 
geworden. Insbesondere haben sich 
die Informationsbeziehungen zwi­
schen den Kreisstaatsanwälten und 
den Kreisleitungen der FDJ verbes­
sert. So haben die Jugendstaats­
anwälte in ihre analytische Tätigkeit 
auf dem Gebiet der Jugendkriminali­
tät und hinsichtlich der Einhaltung 
der Bestimmungen zur Verwirk­
lichung der sozialistischen Jugend­
politik auch die Wirksamkeit der 
Ordnungsgruppen einbezogen. Da-

Mit der Zielstellung der 10. Tagung 
des Zentralkomitees der SED, bis 
1990 die Wohnbedürfnisse der Be­
völkerung zu befriedigen, wurde 
auch darauf orientiert, mehr Woh­
nungen durch Um- und Ausbau sowie 
durch Modernisierung zu gewinnen. 
Aufgabe der staatlichen Organe ist 
es, die Bürger dabei zu unterstützen 
und sie in solchen eigentumsrecht­
lichen Fragen zu beraten, die beim 
Um- und Ausbau bzw. bei der Mo­
dernisierung von Wohnungen ent­
stehen können.
Beim Um- und Ausbau von Woh­
nungen in privaten Hausgrundstük- 
ken durch die Mieter werden nicht 
in jedem Fall die Eigentumsverhält­
nisse an diesen Grundstücken be­
achtet. Unseres Erachtens ist es Auf­
gabe der Staatsorgane, der Räte der 
Städte und Gemeinden, der staat­
lichen Kreditinstitute und der Justiz­
organe — auch der Notare —, dazu 
beizutragen, daß die Rechtsverhält­
nisse zwischen Bauwilligem, Grund­
stückseigentümer und Kreditinstitut 
richtig gestaltet werden. Rechtsver­
wirklichung bedeutet hier, Nachteile 
und Rechtsverluste für alle Beteilig­
ten auszuschließen.
Vor allem ist immer wieder darauf 
hinzuweisen — und das tun die Kre­
ditinstitute —, daß Partner des Kre­
ditvertrags allein der private Grund­
stückseigentümer ist. Nur er kann der 
gesetzlichen Vorschrift der ding­
lichen Sicherstellung des Kredits ge­
nügen (§§ 7, 9 der VO über die Fi­
nanzierung von Baumaßnahmen zur 
Schaffung und Erhaltung von priva­
tem Wohnraum vom 28. April 1960 
[GBl. I S. 351] i. d. F. der 2. VO vom 
14. Juni 1967 [GBl. II S. 419]). 
Interesse an der Durchführung der 
Baumaßnahmen hat in den meisten 
Fällen der Mieter, der ja die umge­
baute Wohnung nutzen will. Er ist in 
der Regel auch bereit, die Eigenlei­
stungen zu erbringen, die gemäß § 3 
der FinanzierungsVO i. V. m. § 3 der
1. DB vom 19. Oktober 1960 (GBl. I
S. 415) zu dieser VO aus Arbeitslei­
stungen, Baumaterialien oder finan­
ziellen Mitteln bestehen können. Eine 
Wertverbesserung des Grundstücks 
kommt dagegen allein dem Grund­
stückseigentümer zugute, auch wenn 
aus unterschiedlichen Gründen in 
vielen Fällen sein eigener Beitrag zur 
Wertverbesserung nur gering ist und 
oft nur in der Einwilligung in die

durch werden die Leitungen der 
FDJ noch besser in die Lage ver­
setzt, die Arbeit der FDJ-Kollektive 
mit Jugendlichen, die in ihrer sozia­
listischen Persönlichkeitsentwicklung 
Zurückbleiben, anzuleiten und die 
Tätigkeit der Ordnungsgruppen wei­
ter zu stärken.
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geforderte dingliche Sicherung be­
steht.
Im Interesse der weiteren Förderung 
von Um- und Ausbauten ist es u. E. 
erforderlich, unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß in solchen Fällen 
der Vermieter Partner des Kredit­
instituts ist, die Beziehungen zwi­
schen Vermieter und Mieter vertrag­
lich zu regeln, insbesondere ihre ge­
genseitigen Rechte und Pflichten fest­
zulegen. Deshalb sollten bestehende 
Mietverträge ergänzt bzw. neu ab­
zuschließende entsprechend ausge­
staltet werden. Beide Parteien soll­
ten in diesen Mietverträgen selbst 
oder in einer Anlage dazu festlegen:
— die gesetzlich zulässige Miete für 

die bisherige Wohnung;
— die Verantwortung der Vertrags­

partner bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Baumaßnah­
men;

— daß nach Abschluß der Bauarbei­
ten der gesetzlich zulässige Miet­
preis für den geschaffenen Wohn­
raum und der Umfang der vom 
Mieter erbrachten und anrechen­
baren Eigenleistungen festgestellt 
wird;

— daß die festgesetzte Miete für die 
Abdeckung der Zins- und Til­
gungsleistungen entsprechend der 
Kreditvereinbarung verwendet 
wird;

— daß die Tilgung der Eigenleistun­
gen des Mieters nach Zurückzah­
lung des Kredits aus der Miete er­
folgt, wobei zinslose Stundung der 
Eigenleistungen zu vereinbaren 
ist;

— daß der Grundstückseigentümer 
bei einem Verkauf des im Wert 
verbesserten Grundstücks die sich 
aus den Eigenleistungen ergeben-

I
Entscheidungen über Unterhalts­
ansprüche sind nicht für vorläufig 
vollstreckbar zu erklären (§ 36 Abs. 1 
FVerfO). Daraus folgt m. E., daß 
auch aus bestätigten Vergleichen 
über Unterhaltsansprüche erst nach 
Eintritt der Rechtskraft der Bestäti-

den Verbindlichkeiten vom bar zu 
zahlenden Kaufpreis sofort tilgt;

— wie bei einer vorzeitigen Beendi­
gung des Mietverhältnisses, d. h. 
vor Tilgung des Kredits und der 
Eigenleistung, die gegenseitige Ab­
rechnung vorzunehmen ist. Dabei 
sollte der vom neuen Mieter zu 
zahlende Mietpreis (der dem 
neuen Ausstattungsgrad der Woh­
nung entspricht) im bisherigen 
Umfang vom Grundstückseigen­
tümer verwendet werden. Nach 
Tilgung des Kredits sollten die 
Eigenleistungen wie bei noch be­
stehendem Mietverhältnis erstat­
tet werden.

Die Konkretisierung einzelner Punkte 
wird sicherlich erst nach Abschluß 
der Bauarbeiten möglich sein. Aber 
eine prinzipielle Klärung vorab und 
die spätere vertragliche Festlegung in 
dem erweiterten Mietvertrag erleich­
tert die Gestaltung der Beziehungen 
und hilft, möglichen Konflikten vor­
zubeugen.
Unseres Erachtens kann ein solcher 
erweiterter Mietvertrag auch dann 
abgeschlossen werden, wenn der 
Grundstückseigentümer sich weigert, 
Um- bzw. Ausbaumaßnahmen vor­
zunehmen. Das ergibt sich aus § 16 
Abs. 2 WRLVO, wonach notwendige 
Um- und Ausbaumaßnahmen staat­
lich angeordnet werden können. 
N i s s e l / R e i n w a r t h  („Rechts­
probleme zum Um- und Ausbau von 
Wohnungen durch volkseigene Be­
triebe“, Staat und Recht 1973, Heft 9,
S. 1487) haben zu Recht darauf hinge­
wiesen, daß die staatliche Anordnung 
auf solche Fälle beschränkt werden 
sollte, in denen alle anderen Bemü­
hungen erfolglos geblieben sind und 
es sich um wirklich notwendige Um- 
und Ausbaumaßnahmen handelt.
Zur Finanzierung angeordneter Bau­
maßnahmen kann nach § 16 der Fi­
nanzierungsVO der örtlich zuständige 
Rat die Aufnahme eines Kredits, die 
Eintragung eines Grundpfandrechts 
und die Regelung der Kreditrückzah­
lung veranlassen.
Hat im Rahmen solcher angeordne­
ten Baumaßnahmen ein Mieter 
Eigenleistungen erbracht, dann ist 
hier gleichfalls ein erweiterter Miet­
vertrag möglich, der ggf. auch nach 
§ 7 der 1. DB zur WRLVO vom
24. Oktober 1967 (GBl. II S. 739) für 
verbindlich erklärt werden kann.
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gungsbeschlüsse vollstreckt werden 
kann.
Dagegen sind einstweilige Anord­
nungen in Familienrechtssachen vor­
läufig vollstreckbar; sie bedürfen 
keiner Vollstreckungsklausel (§ 36 
Abs. 2 FVerfO).
Unklarheit besteht zum Teil noch

Beratung der Bürger bei Rechtsfragen
im Zusammenhang mit dem Um- und Ausbau von Wohnungen

Sind gerichtliche Vergleiche, die anstelle
einer einstweiligen Anordnung abgeschlossen werden,
vorläufig vollstreckbar?
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